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Dic' nachfolgencle StellunElnahme behandelt die sich irn Zusamrn,:nhanSr mit der

vor-eesehenen Einfiihrung einer Infrastrukturabgabe (bei gleichzeitiger Entlastung b,ei

der Kfz-Steue'r) e r-eebenden verfassungs- und europarechtl i chen Fragen.

A. Verfassungs;mäßigkeiit des llnfrAG

I. Gesetzgt:bungskompetenzdesBundes

Dic' Erhebung. nir:htsteuerlicher Ab,saben richtet sich kompetenz.reclrtli;h nach derr Aft.
70 ff. GG. Nach Art. '74 Abs. i Nr. 22 GG besita drer []und - utrler dr:n

Vorausserzungen der Erlbrderlichkeitsklausel (Aft. 72 :\bs. :l GG ) dLie

konkurrierencle Gesetzgebungsliompeten z für ..den Straßettverkehr. das

Krirftfahnlesc,n. den Bau und die Unterhaltung von Landstraßen fiir Cen Fernverkehr

sor,,ie die Erhrebung und Vefteilung volr Gebühren oder Entgelten für die []enutzung

öffi:ntlich,er li,traßen mit Fia.hrzeugen". ..Landstraßen für den Fernr'<:rkehr" sind die

Burrdesfernstraße:n. fiir deren Benutzung die Infrastrukturabgabe erhoben uird, D,ie

Kompetenz zur ,3ebührenerhebung besleht als Annerkonrpetenz zur Kompetettz für

der Bau und,Jie LJnterlraltung dies,er Straßen. Irn ÜLrrieerr rreist die Vorschrift cle:; Art.
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74 Alrs" I Nr. 2jl GC derrn Ilund auch rlusdrür:klich die Kornpetenz zrtr Erlhebung von

Gebtrhren fiir die' Benutzulrg, von öffentliclren lstraßen durch Kfz zu.

Gebiihren sind ..öffentlich-rechtliche Celdleistungen. die aus Anlass individuell

zurechenbrarer ötfentlicher I-eistungen dem Gebührenschuldner durch eine öffentlich-

rechl'liclre Nornr oder son:;tige holreitliche Maßnahrne auferlegl u'erden und dazu

bestirrmt:;ind. in Anknüpfung an dies;e Leistung. deren Kosten garlz oder teilweise zu

decken...r Die Gebühr ist also Gegerrleisturrg fiir den vom Staat zugewanditen Vc'rleil-

au:; der Sicht des Staates; isrr sie Ausgleich der zur Leistungserbringung er:forderliichen

Kc,sterr.r Danrit hat si,:h <Jie Höhr: der Gebühr arn Kostendeckungsprirrzip zt)

oriertljeren. u,obei aber andere Gebi.ihrenzwecke anerkannt :;ind (t'B'

Vc,rteilsausgleich. Lenl:ungszu'ecke).:' Die staatliche Leisturrg könnte bei der

StralJenbernutzurrgsgebühr darirr bestehen. dass die Nutzung des öffentliclren

Straf]ennertzes c,der eines Teiles hiervon durch Kfz-Fahrer für einen bestimmten

Zeitr',aum lledulclet rvird.'l Dies kann.jerloch nrit Blick auf den Kompetenztitel de:; Art-

74 l,bs. 1 Nr.2:2 Var. zl CG dahinstehen. u'eil hier die Straßenbenutzuns, als s'clche

zulx 1\nkptipfungspunkt fiir die Gebührenerhebung (Abgabetatbestand) gemacht r'^,'ird.''

Die Gegenleistungsabhängigkeit erSribt s jich fiir die Infrastrukturabgabe von

Flarh,;rnNutzern im Ausland zugelassener Kfz schon daraus, dass diese die

StrafJerrbenutzungsgebühr I'ermeiden können. in dern sie keine Autobahnen nutzen-

Aucl fijr l--lalter irn Inlarrd zugelassener Kfz hat sie den Charakter eirrer Vorzugslast. ist

sie, konlkrete Gegenleis;tung fün die tatsächliche Inanspruchnahme des

Bunr1esfernstraß,ennetzes. Dies ergibt sich daraus. dass derjenige Halter. der den

Nacfrueis füftrerr kann. class er keine Bundesstraße benutzt hat. die Infrastrukturabgabe

zurtii:kerstiattet errhält ($ ') InfiAG-E).

Die lnfrastrukturabgabe hzLt auch Finanzierungsfunktiorr: dem steht nicht entgegen.

dass den clarnit ,,'erbundenen Mehreinnahmen bei der Kfz-Steuer aufgrund des dorrtigen

[:rrtlastungsbetrags M indereinnahmerr gegenüberstehen. Auch die ..öliologisierte"

Still1'elungr der Jahre'sl'ignette spricht nicht gegen die Einordnung, der

In frastrukturabg.abe als Benutzungsg:biihr: irn Gegenteil spricht dieser Urnstand

gerade {iir eirre solche Qualifikation. Lenkungseffekte sind zurnirrdest als; sekurrdärer

Grurrd für die Gebührenr:rhr:bung anerkannt.

Die Infi'rasrrukturahgabe dien1. der Anlastung der durch den 5112fJsn1'E:rkehr

verur:sachten Kosten fiir den Bau. den Betrielb r.rnd den Ausbau der Bunde,sfernstraßen

I Et\,',:'rfGE -50. I l7 (226).
t fii,'rr. Steuerrecht. 12.4u1'1.. li I A
t lii,1,. Steuerrecht. ll. Aul'l.. il I A
' lio auch St'hrötlcr. \/erbessr:rung
Nt/uZ l0ll. 1438 (1439).
t L)er,.^ N\,i uZ l0ll. 14i8 (14i9).

llRn. l19.
I I Rn. ll9.
des l(limaschutzes durch E,inftihrune einer Citr-Maut. in:
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unrJ zur Absr::lröpfurrg des erus der Benutzung dieser Straßen resultierenden Vofteils.

Derartige Striaßerrbenutzungsgebühren u'erden von Afi. 74 Abs. I Nr 22 Var. 4 CiG

vorausgesetz. errgeben si,:h -jedoch auch aus dem Gedanken d,:r Duldung cler

Straßenbenut;zung als indivi,Cuell erbrachte hoheitliche [-eistlrng. Die

Inl'rastrukturabgabe dient dazu. in Anknüpfung an dies;e Leistung. die zrr
[-eistungsgev,ählung notwendigen Aufu'endungen des Bundles unrJ die laufenden

Inslandhaltunrgsl.osten zLt decken. Mithin wird die Infi:astrukturabgabe nicht

..vrtraussetzungslos u'ie eine Steu,:r". sondern aus Anlass einer individuell erbrachten

öf1'entliclren l-eistung erhob,en. Es handelt sich urn eine Benutzungsgetriihr.

An der Erforderlichkeit einer bundeseinheitlichen Regelung kann 'rorliegend ki:irt

Zu'eifel besterhen. Jedenfalls die V/ahrung der Rechts- und Wirtschaftsr:inheit erfirrderl

im gesamlstailtlichen lnteresse eine bundeseinheitliche l{egelung cler

I nfrastrukturzrbgabe ( Bedarl'skompetenz des Bundes ).

Iil. Keine'Zustimmungspflichtigkeit des InfrAG (Gesetz zur Einführung einer
I nfrarstruktu rabgaLbe fti r die Ben utzu ng von Bundeslfernstra ßen)

Naclr derr-r (iG sind Zustimmungsgesetze die Ausnahme \'on der Regel. wonach

grlLndsätzlich alle Gesetze E,inspruchsgesetze sind. es sei di:nn. das; GG bestimrnt

au:sdrücklich die Zustimrnungspflicht (r'gl. etwa Art. 73 Abs. 2. r\r1. 74 Abs. 2 GG"

so1t. Enumerrltionsprinzip) Dies ist zr.r'ar t1'pischeru'eise dann der f:all. u'ettn ein

Bundesge set;r die Interr:ssen der Länder in besonderem lr4aße berül"rrt.

..ungeschriebene" Zustirnmungsvorbehalte aus diesem Grurrd br:stelten rLrtdes nich1.''

Für das InfrA.G ist nach dern GG li.ein Zustimmur.rgsvorbehalt ersichtli,:lh. Nach Art. ii0.

83 CG u'erden Elundesgesetze von den Ländem vollzogen. hierrrtach oblLiegt ihnen grrJs.

aur;h die Verw'altungsorganüsation und die Ausgestaltung des Verualtungsverlahrens.

Dr:rch das IrrfrA.G greift de:r Bunrd -iedoch nicht in die Veru'altungsorganisation ein.

unrJ auch dras Verfahren des Gesetzeslollzugs bleibt den Länrl:nt tlberlassen.

Je<Jenfalls eirre bloß quantitative (lv4ehr-)Belastung der landeseisenen 'Veru'altung (2.B.

durch Q I Abr;. l. $,1Abs. il S.4l.Jr.2. Q 8 Abs. i InfrAG-E-) stellt keine Regelungcler

Behörderreinrichtung dar.n \/or Vollzusslasten als solchen sind die Liinder im Bereiclt

der Ausftihrunp, der BurrrJesges,etze als eigene Angelegerrheit nicht rJurcfr clas

" E,frl'a aus der..Natur der Sach,e". der..Bedeutuns für die Länder" ode'r denr

Burrdessta atspr inz ip.
Entu'urf eine,; Gr:setzes zur [;inftihruLng einer lntrastrukturabgabe ftir die Benutzunq von

BundesfernstraßerL.
f'\igl.et\\aB\erlifE75. l08. 150f...NJ\11s87"3ll5.3ll6sou'ieIlVerfGE 1)6.77.99:
t.\\iuZ 2010. 114(t.1147 zu Art. 85 Abs. I S. I GG..
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E,r1brdentis {er Bundesratszustimmung zu Regelungen der Behördeneinrichtuttg

gesclh ü12t.')

Im frbrigen isr clarauf hinzurveisen. drlss im Zuge der Föderalismusreform I Ar1. 84

Abs. I G,G als zentrale Norm zur Elegründr.rng einer Zustimmungspfliclhtigkeit von

Burnclesgesetzen grunclleluend relbrmieft r'vorden ist. Zwar kann ein Buttde:;gesetz auclt

u'e:it,::rhin eigene Re'gelungen 7:1ff Einrichtung der Rehörde und dent

Ven^, altungsverlahren treffen. Derartige Regelurrgen begründen je,Joch keine

Zustimmungspflicht mehr. r'ielmelrr können die Länder ihrerseits vorl cliesen

bunclesrechtlich,:n Regellungen abweichen (A.t1. 8'1 Abs. I S. 2 GG). es sei denn der

Bun,l schließt das Atlr.veichungsre,cht der Länder ausnahms\\'eise v"egen eines

besorrderen Bedtirfnisses nach bundeseinheitlricher Regelung aus (Art. 84 y''bs. I S. 5. 6

GG). Letzreres ist durch den InfrAG-fr nicht vorgesehen.

Eine, pfli,:ht zur Quantifizierung des; Erfullungsaullr'ands für das erweitefte Kfz-

ZulassprrElsyerferhren (durch Ausnahlreprüfung gern. $ 2 Abs. I InfrAG-E) besteht

überrlies nicht. rJa den zusträndigen l,andesbehörden keine nennens\\'erten zusätzlichen

Kostlen entstehen.

Kein verstoß gegen Art. 84 Abs. I S. 7 GG durch Aufgabentibertrargung

unmittr:lbar an die Kommunen

Gr:mäß A,rt. 84 Abs. I S. 7 GG ist eine r\ufgabenübeftragung unrnittelbar a,n die

Gr:meinden uncl Gemeindeverbände durch llundesgesetz ausgeschlossenr. Wenn das

Infrl\ci-[: mit ,cer beu'usst of{bn gehaltenen Fonnulierung ..den nach L,andesrechl

zusrZintligen Behörden" (z.B.S 8 Abs.3) bestirnrnte Aufgaben zurveist, r'erbleibt die

nähere []estimrnung der Vern'altunglsebene in der Kompetenz der L,änder. Eine

Ar.rfuabenüberrragung auf clie Gemeinden oder Gemeindeverbände enthält das InfrAG-

E, nichl..

I'V. K.ein Verstoß gegen das Verhot der Mischvem'altung

Drur,;h \ 8 Atrs. 3 InfrAG-E u ird keine unzulässige Mischveru'altung zu'ischen

Bunrler;- und La ndesbehörden -eeschafl'en.

Dur;h das sog. Verbot der Mischveru'altuns u'ird festgelegt. dass eine bestimmte

Ver\\altun!lsaulgabe ent$'eder von eirt,lr Bun,Jesbehörde oder t,on einer Landesbelrörde

erlerligt vierden muss. l\us dem Nornrsefiige der Art. 83 ff. GG u ird gefolgert. dass

ive rs ität&pwrsst

III.

\/gl, zu,^,fl.84 Abs. I GG a. [:. BVerä]E,75. 108. Lil f.: l0-5.313.,133
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Mitplanungs-. Mitverwaltungs- und Mitentscheidungsbefugnisse gleiclr welcher Ar-t iirn

Aulgabenberr,:ich der Länder. wenn die Verfassung denr Buncl entsprechende

Sachkornpetenzen nicht übertragen hat. durch das Grundgesetz ause.eschlossen sirrd.

Innerhalb des durch die Ar1.83 ff. CG gezogenen Rahmens ist eine zr,r'ischen Burnd

und Ländern aufgeteilte Verwahung aber durchaus zulässig,.'n Di,. grundsätzliche
'l're:nnung der Verr.l'altungsräurne von Bund und Ländern ge'u'ährleistet durch eine

klare und iluf Vollständigkeit angelegle Zuordnung von Kompetenzen clie

Ve rantworll ichkt:it der handel nden Staatsorgane. "

[)en nach dern Landesrecht zuständigen Behörden werderr kein,e Aufgaben übertrage'n.

die gemäß Artikr:l I I ,1 Abs. I und 2 sou ie Artikel 2 Nr. 3 InliACi-E ,Jem Kraftfahrt-
Bundesamt tiKEtA ) zugeu'iesen sind. Für die Erhebung und Festsetzung der

Infiastrukturab-qzrbe ist ausschließlich das KBA als Bundesoberbehörde zuständig: es

harrdelt sich dabei um einen Gegenstand der fakultatir.'en bundeseige:nen Veru'altung
gernäß Afi. [i7 Abs. 3 S. I l. l\lt.Gc. Gegenstand der landeseigenen Veru'altung
gernäß Aft. 8.:i. 84 (:lG bleibt jedoch die Zulassung von Kfzzum Straße,nverkehr.

Beli der Zulas:;ung eines Kfz erfolE keine abschließende Feststellung \on
AusnahmetatbeslänLden nach Artiliel I S 2 Abs. I InfrAG-E durch die zustärtdigen

L.andesbehördLen. rl ie sich auch aus $ 2 Abs. 2 ergibt. rvottach das KEIA

AusnahmetatbeslänLde in da:s Infrastrukturabgaberegister nach $ 5 Abs. I Nr.2 vr:rrr

Anrts wegen r:in:rägt. Vielmehr entftillt lediglich die Pflicht des Haltr:rs zur Iirteilurrg

des SEPA-La:stsc:hrift-Manclats vor Zulassung des Kfz (r'gl. $ 4 Abs. 2 S. 3 i.V.rn. S. 4

Nr. 2 InfiACi'-El. u'enn der Zulassungsbehörde ein Ausnahrretatbe:;land. etu'a eine

schu'ere Behindt:n"rng ($ 2 Abs. I Nr. l2 InfrAG-E) rnit entsprech,:ndern Ausu'eis.

glaubhaft gcmzrcht u ird. Die:;e vorgelagerte ..summari:;che" Prüfung eines

Ausnahmetatbeslands durch die ,Zulassungsbehörden erfolgt nur mit Blick auf clie

VerpflichtunEr zrLr E,rteilurrg des liEPA-Lastschrift-Mandats. u,'eil ohne die lirteilung
eines solchen ansonsten scllron die Zulassurtc zu \ersaqerr r,r,äre ($ 8 Abs.3 S.2
InflAG-E). Olhne die Zulassung entsteht einerseits keine Abgabepflichr:(r-el. $ 4 A,bs 2

S. I InfrAG-[i). so dass die Kompetenz des KBA zur bundeseigener \/,3rualtung nicht

belroffen uärr:. andlererseits stünden dem KBA für eine eigene Prüfunir des Vorlieqens

eines Ausnahrnelatlbestands nicht clie relevanlen Informationen ;zur Verlügung (r,gl. { 5

Abs. I S.2 lrrfrltC-E). die in das lnfrastrukturabgaberegister einzupflesen \\'ären (\ 5

Abs. I S. I Nr. 2 Alt.2lnfr.AG-E).

Dit,: Zustiindiukeit der Landesbehörden bezieht sich folglich v'eiterhin ausschließli,ch

aul die Zulas,surg der Kfz irn Inland. die gern. { 4 Abs. I S.5. Abs" 2 S. I l\r.2
InflAG-E den ileritpunkt des Entstehens der Infrastrukturatrgabenpflicht markieft.

Fe:,itgesetzt u ird die konkrete Abgabeschuld jedoch durch Bescheid des KBA ($.l Abs.

'" ElrVerfcE l l ()",:3 1. 16-5.
" Elr\/eriGE l1().3i1.36-5 f.
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I -S. :l). uils eine letztverbirrdliche PrtLfun-e et,wai{er Ausnahmetatbestände einschließt.

Nur nach rJieser l-esart engibt auch die Regelung des I 5 InfrAG-E einerr Sinn, wonach

das KIlr\ au s dem Zentralen Faltrzr:ugregister für die Anlr3gung des

ln{ia::trukturabtaberegistiers, Daten auch und gerade zufir Vorliegen eines

Aursnalrmetatbesurrds (t,gl. S 5 Abs. l S. 1 Nr. 2 Alt. 2, Abs. 2 Nr. 9 lnfrACi-E) -
übernehm,en solll. Hieran änderl auch,Jie Regelung des $ 4 Abs. 2 S.4 Nr.2 InfrAG-E

nichtis. denn die nach Landesrecht fiir die Zulassung zuständigen Behörden fungieren

hii:r lerliglich als Empfang:sbote (also ohne eigene Verwaltungskompelenz) fiir das

K[]A. zu dessen Cunsten das SEPA-Lastschrift-Mandat eingerichtet u'ird'

lnt I.lbrigen nimmt das KBA gegenüber den nach Landesrecltt zuständigen

Zula:;surrg,sbehörden keine hierarchische Stellung (Weisungsbefugnisse o.Ä'') ein (siehe

11 I Abs. 2 des Geset;:es über die llrrichtr:ng eines Kraftfahr-t-Bundesamtes). Die

ver{ässungsrechtliclre rGrenze unzulässiger Mischverrvaltultg u'ird aber erst

überscSritten. wenn die !eru'altunE;en vcrn Bund und Ländern orElanisalorisclt

mite jinzrn{er I erbunden u,erden rlder der Burrd Ingerenzrechte' beü der

Aufsabenerfülllng der [,andesveru'alttung erhält. weil dann die grundsätzliche ftrderale

Trerrnung der Veru,altunrgsräume von lJund und Ländenr aufgegeben u'ird. Das ist hier

offerrrsichtlich nicht der Irall.

\/. Kein Verstoß gegen Recht aul'informationelle Selbstbestimmungi gem. Art.
2Ii.V.m. lIGG

l. Eingriltf

Als poternzielle Eingriffe kommen die Überu'achung durch das Bundesarnt für

Giitc,n,erf,ehr b;zr.r,. private Dritte (S l0.Abs. I InfrAC-E) und die Einri,:lrtung eines

lnfrastrukturabg:aberegisters ($ 5 lnfrr\G-E) in Betracltt.

a) t bernachung

Drie F;nlrichtung der In frastrukturabgabe u ird insgesamt nur stichprobenanig

korr1rolliefi (S l0 Abs. I lnfrAG-E). et$'a durch Kontrollbrücken. portable Kontrollen

urrd Kontrollfahrzeuge odr3r anhand des ZuLhlungseingangs der lnfrastrrukturabgabe.

Dabr:i u'erde1 clie Daterr erhoben uncl nach dern Abgleich rnit den Zahlungseingängerl

de.r Infrasrrukturabgabe bzu. der Prüiirng der Abgabepflicht soforl gelöscht ({ l2 Abs.

3.4 i.V.rn. $ 10 Abs.2 S. I InliAG). Bilder der Kfz u,erden genräß s l0 Abs.2 S. I

t.\r. I In{i,,\G-[: so aulgenornmen. dass Insassen nicht zu sehen sind. so dass die

Hr:n,tellung eines Personenbezugs nicht rnöglich ist. Diese Datenerfassungen

be.griinden keinen Gef;ihr,Junestatbestand. sou'eit die Daten unmittelbar nach der

Erfassunl: techrrisch uieder spurenios. ancln\'m und ohne die Möglichkeit. einen
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Personenbezu,g herzustellen, auslgesondert werden. Insofern liegl bereits gar kein

Eingriff in das Crundrecht vor (vgl. BVerfCE 120. 378. LS l. 399).

b) Infrastrulitu nabgaberegister

Gemäß { 5 ,\bs;. 2 und 3 InfrAtS-E darf das Kraftfahrtbundesarnt z:um Zweck cler

Erhebung der In lrastrukturabgabe im einzelnen bestimmte Daten erheben, verarbeiten.

nut.zen . d.h. speichern. beispielsr.r,eise Inforrnationen zur Infras;trukturabgabepflicht ($

5 ;rtbs. 2 Nr. l-4 InfrAG-E) aber a.uch das Kfz-Kennzeichen ($ 5 Abs. .2 Nr. 5 lrtfiAG-
E) und unrnittelbarpersonenbezogene Daten ($ 5 Abs.3 Nr.2, -i InliA(i-E).

Der Schr-rtzunnfang des Rec:hts auf irrformationelle Selbstbestirnrnung beschränkt sich

rricht auf Inflonrrationen. die bereits ihrer Ar1 nach sensibel sind und schon deshalb

enlndrechtlich gr:schütZ wenden. .,\uch der Umgang mit person,:nbezogenen Daten. clie

liir sich genonnrren nur geringen llnforrnationsgehalt haben. karrrn. -ie ttach seinem Zie

unrJ den b,ostehenden Verarbeitungs- und Verknüp{un,usrnöglichkeiten.

grundrechtserhetrliche Ausn'irkungen auf die Privatheit und Verhalrlensfreiheit des

Betroffenen haberr. Auch entliillt der grurrdrechtliche Schutz nicht schc'n deshalb. $',eil

die belroffl::rre Infonnalion öffentlich zugänglich ist - wie es lür
KraftfahrzeuS::kennzeichen, die den ldentifizierung dienen. sogar vorgeschrieben ist ($

23 Abs. I i:iau: 3 SIVO). Allerdings müssen w'eitere Malßnahm,:n - etu'a eine

Lokalisierungr durch dre Überuachung - hinzukommen. ..Die Infomation. dass sich

ein Fahrzeug mit einern bestimmten Kennzeichen zu einern bestimmten Zeitpunkt an

eirrem bestinimten Ort beflnden hat. hat einen Bezug zu der Pe:rson desjenigen

Kraftfahrzeug:halters. auf den das Fahrzeu-q zugelassen oder an den es veräußr:rt

uurde". hn tlinblick auf die betr,cffenen Personen greift bereits die zur Speichr:rung

unrJ Ausu'eftung \/orqenofillnene Kennzeicherrerfassung in das Recht auf
inflrnnationelle llelbstbestimmung ein. *'eil durch sie Daten p,:rsonenl:rezogen fiir clie

Behörden verfiigbar gernacht u'erclen. die eine Basis für mögliche weitere Maßnalhmen

bihlen können (ElVerfGE 120.378.400 f.)

Für llalter vt)n irn Auslancl zugelassenen Kfz kommt es zu einem E:ingrili in das

Grundrecht. r,uenn ein durch den F.rwerb der E-Vignefte erfasst,es Kfz-l(ennzeiclren irn

Speicher festgeh,alten u'ird (Q 5 Abs.2 Nr. 5 InfrAG-E) und gellebenenfalls Grundlage

ueiterer Vaßnafrmen (r.a. Elemäß { l0 Abs.2lnfrAAC-E) r.rr:rden kann. Ab diesem

Zertpunkt steht clas erfasste Kenn;zeichen zur Ausu'ertung durch staatliche Stellen zur

Verfiigung und es beginnt die spezifische Persönlichkeritsgefährdungslage' 1i,ir

Verhaltensfreilreit und Privatheit. die den Schutz des Grundrechts auF informationelle
Selbstbestirnrnung auslöst (r'gl. llVerfGE ll0. 378. 399 f.). Irn Flinblick auf clie

inliindischerr K17-Halter könnte rnan eru'ägen. dass eberrfalls bereits die zur

Speicherune r.rnd Ausu'ertung \/orllenomffrene Datenerhebung - r'gl. r.a. $ 5 Abs. 3 
.l\,1r.

2 -- in das Re,;ht auf infonnationelLle Selbstbestimnruns einqrei:ft" u'eil durch sie I)ater,
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persr:rnenbezogen für die llehörden rerfiigbar gemacht u'erden, die eine Bas;is für

rnögliche u,eitere Maßnahmen bildenL können. Andererseits verfügt das l(BA bereits

durch r1as Zentrale Fahrzeugregister Über dir: in Rede stehenden persone:nbezogenen

Daterl (2.8. Narne unrJ 1Ä/ohttort,Ces Halters). so dass insorveit keine weitere

grult,lreclttsreler,'ante Erhebung. Veranbeitung oder Nutzung vorliegt' Eine Weitergabe

der lDaten an andere Stellen ist * vorb,:haltlic:h der Übermittlung bestirnmter Dalen an

die ;:ustärtdigen Burrdesfinanzbehördetl zur Festsetzung der Kfz-Steuer ($ 5 r\bs' 4

Infr,,\C-F,) und an das Bunrlesamt filr Güterverkehr zum Z\\'eck der Übervrachung der

E,inlahung der Abgabenrpflicht ({ 10,\bs.4 S. I InfrAGE - ausgeschlos:;en (vgl' $ 5

Abs,5 S.2.8 l0 Abs.2 S.1l InfrAG-E).

2. Rechtfertigung

Sou eit ein Irlingriff in das Grurrdrecht auf informationelle Selbstbestin-rmung

anzunehmetr ist. lässt sich clieser rechtl'ertigen.

Die llnrric|tigungen zrur Datenerheb,ung" -verarbeitung und -nutzung müssen den

rechtsstaatlichen Anlbr,Cerungen der Bestintmtheit und Klarheit einer gesetzlichen

E,rr1,lichtigung z:u E,ingriffen in das Grundrecht auf infonrationelle Selbstbestimmung

se:nijgen. Dies rst durch die S$ 5. 10. l2lnfrAG-E gewahn. zumal sich die konkreten

Anfirrcler;ngen an die Elestirnrntheit und Klarheit der Ermächtigurtg naclt der Art und

Sclrgere cles [:ingriffs rüchten unrJ ein etu'aiger Grundrechtseingrifl'vorliegend

leCi gJich eine gr:ringe Intensität aufu't:ist.

Von maflgebender Bedeutung das Geuicht des Grundrechtseingriffs ist nämlich die

Pers;önlichkeitsreler.'anz der InfonleLtionen. die \ron der infornlationsbezogenen

Ma[]nahme erlässt werde,n. Das liennzeir:hen ist für jedennann ohne u'eileres

erkenlbar uncl dient seiner Zu'eckbestirnmung nach gerade der Identifizierung im

Stral-ienvi:rkehr Die bloße E,rhebung utnd Speicherung des Kfz-Kennzeichens gemäß $

5 Abs. 2 Nr. 5 lnfrAG-ll -ials Vorstulc: zu etuaigen Ülher*aclturtgsmaßnahmen tis.o.) -
bers iti4 fir r sic h tsenom lnen ke i rre Persön I ichkeitsrelevanz'

Das Erfordenris; der Z$,eckbindung Datenerhebung und -nutzung ist eeraaLhrl. Nach $$

5. lll In1i.,\G-E erfolgerr die genannten inlformationsbezogenen Maßnahmen streng

zrver:kbez:ogen und dlienen aussch ließlich der Sicherurrg der Erfüllung der

I n frastruk.turabgabepll i c ht rl urch a | | e 1,b-cabe pfl ichti gen.

Ferrrer uird in { 5 Abs.2 und 3. $ l0 Abs.2lnfrAG-U hinreichernd bestirnrnt

fesluelegl u'elche Daten überhaupt erhoben. r'erarbeitet und genutzt u'erclen dürfen. $

l-l r\bs. l-6 lnfrAC-E be,stimrnt zuclem präzise. lr'ann die Daten zu löschert sind.

n2irrrlich rimmer dann unverzüglich. r,enn sie nicht mehr länser für die Zu'ecke des
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Gesetzes ben,5ti6{ rverden. Die längeren Speicherzeiträume. dir: $ 12 A.bs.2lnfi,{G-E
festlegl. erklZiren sich aus der Notwendigkeit der Prüfurrg der lom BuLndesministerium

der Finanze,n erstellten Jahresrechnung rnit Blick auf die JE,ntlastung cler

Bundesregierunpl im Bundestag bzw. fi.ir die langfristigen Prüfunsen durch den

Bundesrechn ungshof entspreclrend der Bundeshaushaltsordnung.

Dir: datenschutz,relevanten Bestimrnungen des InfrAC-E genügen schließlich den

Arrforderungen an die verfassungsrechtlich gebotene Verhiiltnismäßigkeit. Dies;es

ver'langt, dass dLer Staat mit dern Infonnationseirrgriff eirren legitinten Zweck rnit

geeigneten. erforderlichen und angemessenen Mitteln verfolglt (tlV:rfGE 120, 378.

427). Mit Blick auf den legitirnen Zweck der Infrastrukturabgabenerlrebung sind die

Maßnahmen geeignet und erforderlich. Sie sind auch angemessen, da ,Jas Interesse an

der Ver{blgung und Durchsetzung des legitimen Zu'ecks das In'teresse an einer

Verrneidung von ohnehin nicht-intensiven lleeinträchtigungen des (lrundrechts auf
inl'ormationelle Selbstbestimmun,g überwiegt. Dies gilt auch fiir die [:risten z:ur

Datenlöschurrggemäß Q l2lnfrAG-E,. denn die Daten müssen fürdie irr derAbu'Zigurrg

übr:rwiegendr,:n ,lwecke der Abgabenerstattung. Abgabennacherhebutt;r,, der Ahndung

\/on Ordnunrqsu,'idrigkeiten. der Entlastung der Bundesreglierung irn Bundestag

(Jahresrechnung) und der langfristigen Prüfungen durch den Bundesrechnungshol-naclt

der BHO zur Verfügung stehen.

B. Vereinb:rrkeit mit Europarecht

[. Keine mittelbare Diskriminierung aufgrundL der finanziellen
Kompensation der Infrastrukturabgabe ,durch den

Steur,:rentlastungsbetrag bei der Kfz-Steuer

Dir: Ein{iihrung einer Infiastrulkturabgabe gernäß $ lAbs. I tnfrAG-E.rr bei

gleichzeitiger \y'enneidung ein,er Doppelbelastung für iin De utschland Kfz-
Str,,uerpflichtige durch Einllihrurrg eines Steuerentlastungsbetrags irn ltahnten der Klz-
Stc.uer nach ltrt. I Nr. 7 b; \rerkelrrStÄndG l-E'' (S 9 Ahs.6 bis 8 KrrrrtStG n.F.) stcllt

äuri)h bei cb-jektir gebotener Gesamtbetrachtung der im lnfrAG-E und irn

VerkehrStÄn,lG 2-E vorgesehenen Maßnahmen keine rnittelba.re DisKriminierung aus

Grinden de,r Staatsansehöriekeit zulaslen der nicht irr Deutschland K.lz-

'r l-.ntuurf eirres Gesetzes zur Einfiihrung einer Infrastrukturabgab,e fiir dit: Benutzun,q von
Burrdesfernstraßen. BT-Drucks. | 8'j9190.
li,-' [,ntr.r'url eint:s Zr.l,erten Verkehrssleueränderunssgesetzes. BT-Druc]is. I 8 '3 991 .



un
Rhein ische

Friedrich-\Ä ilhclms-

l..lniversitalt Bonn

steuerpflichtigen Fahrze,uglhalter uniL Nutzer der deutscher Bundesfernstraßen aus

an,Jeren IVlitglierJstaaten dar" die nicht unionsrechtlich zu rechtfertigen r.r'äre:.

1.

Tatslichlich stehen die b,eidel Gesetzentwürfe nach subjektiver Regelungsabsicht wie

obielitivern Re'gelurrgsgehalt in einer Regelungseinheit: die Einfi)hrung der

Irrlrzrstrukturabgabe und die Entlastung bei der Kfz-Steuer werden - ungr:achtet ihrer

Indep,endenz und nicht gegebener Deckungsgleichheit im Siinne einer

Maßnahrnenkonrbination nrriteinander verknüpft. und zu'ar aus der Erwätrtung heraus.

dass sie lunkti6nal rrrit Blick auf die Finanzierung der Straßenverkehrsinfraslruktur

rvccl-rselse itig substiturionsftihi-ee Instrumr:nte darstellen'u und de,shalb eine

Beriicksichtigurrg der einzufuhrenden Strukturabgabe bei der Bemessung der Kfz-

St,:ur.:rlast saclrgerecht ersclreint. Es handelt sich folglich ulrl eine geplante

Gesa.mtentscheidung fiir: eine partiell: lJmstellung von einetn bisher ausschließlich

steu,,:rfin:rnzier1r:n System der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung aul' ein auch

gebiihrenbasiertes unter Eirrbeziehungl auch ausländischer. deutsche Bundesautotrahnen

nutzender Kf)-llalter. die nur einheitlich bettrachtet und bewertet werden kann. Dies

mr:s:; danl notu,endigeru'eise auch inr Hinblick auf die Frage einer Benachteiligung

vcrn E,tJ-Ausländern oden eine rrrcigliche Rechtfertigung derselben konsequent

berii c ksic ht i gt vu'erden.

Die f'ehlende 2lu'eckbindung des Kfz-Steueraufliommerts ftir die Finanzierulrg der

Strallenve'rkehr:;infrastrurktur hindert t:uroparechtlich nicht die Annahrnr:. dass Kfz-

Steuer und Maut- bzw. Strrlßenbenutzungsgebühren hinsichtlich ihrer

FinaLlzierungsfunktion in einer Wechselbeziehung stehen. u'as eine Saldierung und

Vr:rrechnung erlaubt. Zu'ar liegt fiir die erlassten Kfz noch keine europarechtliche

Hanronisierunlr vor. aber gleichrvohl müssen die irn bereits existenten einschlägigen

Serkunclärrecht und in den lrlitteilungcn und Weißbüchern der Kommission enthaltenen

Werturrgen berticksichtigt uerden. l\ach Art. 7k der Richtlinie 20l1ll6lEU (RL

20t1t76lll,i r" 17.9.2011. ABIEU Nr. L 269 v. 14.10.2011. S.l)sind die Staaterr frei.

le.berr den beste.henden lKfz:-Steuern. ,lie ohne:hin in ihre Regelungszuständigkeit fallen.

..ein Srstent l,on Maut und/oder Bi:rrutzungsgebühren für Verkehrsweg:e einfiihren.

urrbr;scharjet d,:'r Aft 107 und 108 des Vertrages über die Arbeiitsu'eise der

Europziischen Linion eirrerr angernessenen Ausgleich f iir diese Gebühren t'orzusehen."'

D;arlit ist auch irn Unionsnecht anerl<.rlnnt. dass die Kombinalion aus Kfz-Steuer und

StralJentrenutzurrgsgebühr ein korrespondierendes Regelungssl'stem da.rstellt. Eine

Gesamtumstellung der Straßeninfr,astrukturfinatrzierung etwa auf eine reine

G,:br-ihrenlinan;:ierung _- ist europanrchtlich nicht vorgegeben. Insofern bestehl auclt

eine Korrelation zr.rischen der in der Infiastrukturabgabe Iiegenden Belastung und in

'' MalJstab der.juristisclren Beu,ertung mu:;s hier f.onsequentenveise clas LJnionsre,:ht sein

iversität&e*rtm
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der regelrnä{l,ig nur Halterrr von im Inland zugelassenen l(fz zugtutekomntenden

[rntlastung b,ei der Kfz-Steuer. Sie stellt eine die - nur Halter von im lnland

zulrelassenen Kfz aufgrund ihrrlr Kfz-Steuerpflicht ohne Befi'eiung treffende

steuerliche \/orbelasturrg in der Infrastrukturfinanzierun-e in Anschlag bringende

Gesarntbelastunglsreduktion dar. Eine Zrveckbindung des Aufliornmens der Kfz-SteLrer

erscheint an,rles ichts des iluch ohne diese bereits irn Urrionsrecht anerkannten

Sachzusamm,)nlrangs zu'ischen Straßenbenutzungsgebühren urrd l(fz-Steuer aus

unionsrechtlir::her Perspektive daher für eine Legitimation eines Belastungsaus-qleichs

nicht notwendig.

Die Einfiihrulrg der Infrastrukturabgabe verändeft zu'ar den status quo ,:uungurtstetr cler

dadurch erstnrals an der Infrastrukturfinanzierung beteiligterr ausländir;r:hen Nutzer cler

deutschen Bunde:sautobahnen; sie benachteiligt diese aber nicht gegenüber den Halte,rn

in Deutschlzrnd zugelassener Kfz. drie erstens für die N utzung, des gesamter.l

Bundesfernstlaßr:nnetz abgzrbepfli,:htig sind und zu'eitens in der Rege'l darüber hinaus

nor:h Kfz-ster,rerpflichtig. \\'enn auch nunmehr in geringerer Höhe. V/ollte mart darin

entgegen d,Jf hier venretenen A uffassung tatbestand lich r:ine rnittelbzrre

Di:;kriminienrng der ersteren erblicken. so lässt sich diese aufgrund der Notwendigkeit

der F{erbeiftJrrung eines Belastungsausgleichs zuischen den gregenuärtig bereits mit

Kfil-Steuer br::lasteten Haltern in Deutschland zu-eelassener Kfir und clen von der Kliz-

Steuerpflicht in Deutsclrlarrd brefreiten I-laltern und Nutzenr irrr EU-Ausland

zultelassener lKfz rechtferti gen.

2.

Teilweise u ird eine ..Wechseltreziehr.rng" zu ischen der Infrastrukturabgabe als

Nutzungsgebr.ihr und der Kl';z-Steuer mit der Begründung verneinl. Infr;lstrukturabgabe

und Kfz-Steuer seien nicht finanzverfassungsrechtlich gleicharlig un,d dienten nicht

denselben Zielen: Währerrd die Irinnahrlen aus der Infrastrukturabgabe unmiftelLrar

un,il z\\eckgebunden der Infrastrukturfinanzierung zu-qutekänren. seien die L.innahmen

au:,; der Kfz-Siteuer l-eil des allgerneinen Haushalts und dienten damit ,Jer Finanzir:rung

alli)r rrlöolichen Staatsaufgaberr. Sornit bestehe kein unmittelbarer .Z,usarlmerrhang

zuischen den E,r'träeen der Kfz-Steuer und der Infrastrukturabgabe. Die Be- urrd

E,n'[lastunssentscheidungen bei der Kfz-Steuer (auch hinrsichtlir:]r des hierauf

be;r:ogenen Ste,uerentlastungsbetrags) und der Infrastrukturabgabe könnten

ent,sprechend ihrr:n spezifiscllren Funktionen nicht rniteinander verkoppelt u'erden.

Lic,ßen sich beide Positionen aber tatsächlich mangels abg.abenrechtlicl-rer

Gl::icharti"keit rriclrt saldieren. dann ist nicht nachvollziehbar. \\'arunr überhaupt ein

Entlastungsbr:,tra,q bei der Kfz-St,:uer als Kornpensation der lnfrastrukturabgabe liir
Halter irn InlaLnd zugelassener K12 arrgesehen u'erden können soll. Zu'ar r,erringert sich

die'Steuerschuld irn Rahmen der ie$eiligen Kfz-Steuerpflicht irn Falle des Bestr:hens

ll
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einer lnfraLstruktLrrabgabenpflichtigkeit bei inländischen Fahrzeugen um einen irr der

lJöhe r.r'eitgeherr,J der jeu'r:ils zu entt'ichtenrJen Infrastrukturabgabe entsprechenden

Betrag. D,tch diese Errrräßtigung eine'r nicht zu'eckgebundenen Steuer u'ie der Kfz-

Ste,ur:r kann nac6 dieser A.rguntentali,rn - ungeachtet ihrer der In'frastn:kturabgabe

u,eitgehend entsprechenderr Hölre - rricht als Reduktion der Ilelastung rinländischer

Kfz-lt-l alter rr it der zw ecl;.gebundenen I nfrastrukturabgabe an geselren u'erden'

Eine Verrechnung von Inliastrukturabgabe und Steuerentlastung, aus dler sich die

angebliche unterschiedlir:he Belastung irn In- bzw. EU-Ausland zugelassener Kfz mit

,Jer llnfrastrukturabgatre ergreben soll. schiede danach Iielmehr votl vonrherein aus:

Wenl Infra:;trukturabgabe uncl K.fz-Steuer keine substituierbarerl

lnlia:;truklurfinanzierunglsinstrumente sind. dann lrluss nicht tlur eine nach der

Begrriindung cles Gesetzentwurfs t t verrneidende Doppelbelastutlg irn lnland

zuilelasseller Kfz- r'erneint rverden. sonderll auch eine Konnexität vc'n Be- und

Entlastungrsentscheidung. E,irre solche Konnexität kann nämlich rricht allLein aus der

Kgirrz.i<Jenz beicler Maßrrahrmen und ihrer matlrematisclten Verrechenbarkeit abgeleitet

u'e'rclen. E.s kanrr offensichtlich keini: Rede davon sein. dass die Infrastrukturabgabe

fal.ti:;ch nur \,on ausländischen Infrastrukturnutzern zu entrichten sei. Viehnehr ist die

lnl-ra.strukturabgabe voll allen Nut;zr:rn der Bundesautobahnen (hinsichtlich der

BurnrlesstralJen ltur von Haltern im lnlarrrJ zugelassener Kfz) zu zahlen. und dass die

Hzrlt,cr im Inlarrd zugr:lassener Kf;z zeitgleich rnit der Einfthrung der f{Jr sie

unye:rmeicllichel Infi'astruli.turabgabe die N.fz-Steuer in geringerer H'öhe zahlen.

minclert. \\/erlll man d ie Verrechenbarkeit beider Abgaben mangels rechtlicher

Gleir:fiartigkeit bestreitet. zu'ar ihre rlllgemerine Steuerlast. aber nicht ihre Belastung

m i t d'er I n frastruLkturaLrgabe.

M,a1 muss sich daher entscheiderr: fintu'eder ist eine (iesamtbetrachtung von

Inlirerstrukturabgabe uncl (Senkung der) Kllz-Steuerlast aufgrund einer objektiven

!gp[,lrppelung - ungeachtet der Verschieder]artigkeit der beiden Instrumente - möglich

und angezeigt: darrn nnuss diese eirrheitliche Betrachtung aber auch konsequent

durclrsehalten v,,erden. trei der Feststellung des Vorliegens einer etu'aigen mittelbaren

DisL.rirninierunlt rnit Blick auf die (iesarntbelastung u'ie auch bei der Prüfung ihrer

rnitglichen Reclrtfertigung. Oder eine solche Gesamtbetrachtungl scheidet \\/esen

fehlcncler Gleicharti-qkeit clieser beiclen Finanzierungsinstrumente aus: diann brleibert

zu'eii isoliert 7,u betrachtende l\'laßnahnren übrig. bei denen.ieu'eils eine

DisL.riminierunlr offensir:htlLich aussclreidet: Flinsichtlich der Infrastrt.rkturabgabepflicht

slehcn siclr die Halter irn EU-Auslan,C zugelassener Kfz sogar eindeutig. besser: Sie

sind nur infiastrukturabgab,epflichtig. wenn sie Bundesautobahnen nutzen. wobei die

Htihe lhrer Belastung r,,on der Daur:r der l',Jutzung abhängig ist. Halter irn Inland

zuse:las;sener Kiz miissen dagegen crundsätzlich stets für die Nutzung sämtlicher

BunCe:;fernstralien die Infrastrukturab,labe zahlen. und zu'ar in Hö]he des; Preises der

.lalhr,::svignette.'\'onderKfit-Steuer-'ilr r'velcherHcihedieseauchkünftiganliillt-sind

ll
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die Halter irn (EIJ-)AuLsland zugelassener Kfz im Regelfall befreit: für sie ist allein dLie

Kf;r-Steuer in dern Mitgliedstaat relevanl. in dem ihr Fahrzeug zugelassen ist.

3.

Die: Kfz-Steuerbefreiung von ausländischen Kfz-Haltem im Inlarrd di,:nt irn Ührig,:n

der Abgrenzung der nationalen iSteuerbefugnisse in der EU. um tr,Jtz einer nicht

bestehenclen Hannonisierung in diesem Bereich eine Doppelbesteuerung von

LJnionsbürgern zu venneiden. Damit ist die Flöhe der in Deutschland:rnlallenden KI)-
Steuer, die reselrnäßig nur l-lalter in Deutschland zugelassene li.fz trifft und nicht EtJ-

Ausländer. firr letztere schlrcht irrelevant. Dann aber kann die Senllung der sie gar

nicht betreffenden deutschen Kfz-Steuer fiir sie auch nicht diskrirninierend sein. Sie

zahlen..ihre" Kft-Steuer in dem Mitgliedstaat. in dem ihr FahrzeuSl zugelassen ist.

dar:reben. sofern sie Bundesautobahnen nutzen. in Deutsr;hland künftig
lnfrastrukturabgabe. und zwar in rnaximal gleicher Höhe u'ie die Halter hier

zug,elassener l(fz und darnit rn offe,nsichtlich rricht diskrirninierender S/r:ise.

In- und aui;ländische Nutzer des deutsclren Bundesfernstraßerrnetzes u'erdr:n

hinsichtlich rler Belastung mit einer Infiastrukturabgabenpflicht unterschiedlir:lt

behandelt: dir auslärrdischen Nutzer str:hen sich dabei besser: Bereils der BMVI-E
difl'erenziert ;rr.vischen Kfz. die in Deutschland zugelassen sind und sc'lchen. die es im

Ausland sind, ,\usländische Kfz-Nutzer/-Halter sind gernäß $ I A.bs. 2 InfrAC-E

schon tatbestandlich nur im Falle der Nutzung der Bundesautotrahnen abgabepl)ichtig.

uncl auch dir:s. u'e'il die I-löhe der ron ihnen zu leistend,rn Inflr'astrukturabgabe

zeit.abhängig ist. nicht notu'endig in gleir:hem Umfang. Insofern kann ;lerade nicht von

einer anfürglichen Belastun-esgleichheit aller Infrastrukturabgabepflichtigr:n

ausgegansen w'erden. Die für ausländische Nutzer abgabenfrei bleiben,Je Nutzung der

Burrdesstraßen stellt einen vermögens\\erten Vofteil dar: er z:eigt sich insbesondere

darin. dass die Nutzer im ,Ausland zugelasserrer Kfz die Infrastrukturabgabeleirstung

sanz vermeidien können. indem sie nicht auf Bundesautobahnen l'ahrett. u'ältrend

HaLter irn Inrland zugelassener Kfz unausrveichlich fiir die Nut;zung sänttliclrer

Burrdesfernstraßen infiastrukturabgabepflichtig sind. Außerdenn rnüsse:n ausländische

Nutzer selbst bei Nutzung der Burrdesautobahnen-ie nach Zeitdauer dr:r Nutzuttg uttter

LJn.rständen nur den Preis Iiir eine Kurzzeitrigrrette zahlen. Auch daren u'ird deutlich.

das;s dem ..Steuerentlastungsbetrag" nach dem BMF-E bei eirner Gesamtbetracltturtg

der Belastungen u,eniger ein Enllastungscharakter zukomrnt. als er r ielnrehr ,:in,en

legitimen Ansatz darstellt. unl überhaupt erst tendenziell BelzLstungsgleichhr:it

h erzu ste I I en.
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Il. Keine mittelbarre Diskrimrinierung durch

Kurzzeitvignetten

Ilirre tJnverhältnisrnäßiglieil der Preisstaffelung bei den

den öikoloSrisch g:estaffelten Preisen fiil' Jahresvignetten isl

1.

Nach' A.ull'assung der Europäisclren k.ommis:;ion kann zur Bestimmung des Punktes'

ilb dr:rn von einr)r erheblichen Unverhältnisrniißigkeit ausgegangen \verden kann.' auch

cler dLurchschnittliche'Iagespreis der \/ignette herangezogen werden, d'h' der Preis der

Vi1{6r.:tte" geteilt ,lurch die Anzahl der'lfage ihrer Gültigkeit. Je geringer das verträltnis

zr.r is,::hen dem durchschnittlichen -fagespreis fiir Kurzzeitvignetten und dem

durch:;chnittlichr:n Tagespreis für Langzeitvignetten ist, umso näher liegt der

fage,suert einer Kurzzeitvignette an de'm eine:r Langzeitvignette. so dass gelegentliche

Nutzr--r nicht über den Preis mittelbar diskrirniniert rverden.'t Die Europäische

Kc,nrnrissiol hällt es für noch verhältnismäßig. u'enn der durchschnittliche Tagespreis

ftir erinen lrjichtansässigen nicht mehr als das ll.2-fache von dem von einem Ansässigen

yerlalgten Preis; (Tagespreis der Jahresvign,:tte) abrveicht.'" Sie konzediert darüber

hinarLr:;. ..class es objektir,e Gründe rlrlfür geben [kann]. dass für Kurzz:eitvignetten

l1s[1g:rr: Gr:bültrerl erhoben uerden. :;o et\\'a die höheren Verwaltungskosten' Diese

betrel]fen<Jen Kosten ntüs;sen.iedoch gcrechtferligt und angemessen seill"r''

2.

DeLs Kolzept der Europiiischen Kc,mmission. das auf eine rnaximal zulässige

Abg,eichung der durch:;chnittlichen 1'agespreise votr Kurzzeit- und Jahresl'igletten

abstellt. ist bei eipem 'Vignettensl,stem mit preislich variablen .lahresl'ignetten und

Kur;tz:eilr igltetten zu Fixpreisen rnicht sinnvoll arru'endbar. Die Europäische

Komrnission ha.fie. wie sich aus dem Anhang zu ihren Leitlinien ergibt. lediglich

Vignetrensl,stenle nir F-irpreiscn für o11, l/,ignetten gleich u'elcher Gültigkeitsdauer

r,or ,l.ugen. Die: Veru,altungskosten für den Betrieb des Vignettensystems und -iede

TranLsaktiol. <Jie auch die Kosten für die [-lerstellung. die Bereitstellung von

Nut;ite'rinlirnnationen. die Verbreitung und den Verkauf der Vignetten sowie die

Durchsetzung des Sl,stems (Kontrollen) umlässen- sind Fixkosten. die nicht von der

15 'vgl I(clM (lo i2) 199 endg.. S. 7.
t6 Errro,noisthe Komntissiorr. Pressemittc'ilung ..Verkehr: Pläne

rrr[iss;gn Fairness t-iir alle Fahrer ger.r'ährle isten" vom 14.5.20 12.

der Eurropäischen Kommission. l. b).
)' 

E t r r r,,o,,1 i.s c h t' K o m nt i,s s i oii. Pressem itte i l ung ..Verkehr: Pläne

mtis-.;en Fairness fiir alle Fahrer ge\aährle'isten" r'om 14.5.10 ll.
der [::urrooäischen Komrnission ]. b) a.E.)

u niversitäthp#ffi,?t

die Preisgestaltung für

Kurzzeitvignetten gegenüber

nicht ersichtlich.

zu Straßenben utzr-rn gsgebührerr

Az.lP'12'111. S. 2 (Leitlinien

zu Slraßenbenutzungsgebühren
Az. IP'12,47]r. S. 3 (Leitlinien
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Art und Celtungsdauer der Vignefte abhängen. Dies rechtferti6l bei Kurzzeitvignetten

die Festlegung eines die Verwaltungskosten deckenden Mindestbetrags als Fixbetrag.rs

3.

Irntsclreidend kann nur seilt. ob die Fixpreise ftir Kurzzeitvignetterr ihrer ah.solulen

llc,he nach so bemessen sincl. dass sie die Haltervon im EU-Aursland;rugelassenen K.fz

von der kurzfristigerr Nutzung de,r deutscherr Bundesautobahnen abzurhalten geeignet

sind. E,in solcher Effekt ist bei Vignettenpreisen von lediglich l0 bzw. 22 €
auszuschließen. Die T'atsacfre. dasis es Fahrzeugll'pen gibt. bei denen cler Preis fiir die

Jalrresvignett(3 unter dem Preis für die Zweirnonatsvigrrette liegt. ist eine unmittelbare

Folge der öl.ologischen Staffelung der Infrastrukturabsabe. Irn Übrigen kann dern

Ilalter,Nutzer: eines irn EL,-AuslaLnd zugelassenen PKW in einem solchen Fall ohne

rveiteres zug(f mutet u'erden. die glinstigere Jahrest'ignette zu en,verben.

lli,tlte nran die Festsetzung eirres Fixpreises liir Kurzzeit'vignetten in einer die

Veru'altungsl,losten deckenden. ar:rgemessenen absoluten Höhr: bei vzrriablen Preisert

1ür die Jahre:;r,ignette $'egen relativer Unverhältnismäßigkeit fiir unzulässig. miisslen

enlrveder Kurzzeitvignetten zu nicht kostendeckenden Preisen abgegeb,en werden ocler

abr:r ein MinrJestpreis fur die Jahresvignette in einer llöhe fesrigesetzt rrerdetr, die die

trk,rlogisclre liitaffelung des Preises erschu'ert bzw. teilu'eise urtmöglir:h macht. Wecler

da:; eine noch das andere is1. europarechtlich geboten.

TI I. Vereinbarkeit mit .\rt.92 AEI-\'

Di,: geplanle Infrastruklurabgabe stellt auch in Kombinaliott mit dem

SteuerentlastLrngsbetrag nach $ 9t Abs.6 und 7 KraftStG n.F. __ keine unzuliissige

Schlechterstellung von ausländisr:hen Verkehrsuntemelrt.nertr im Sirtrte l'olt ,,\rt. 92

AIrUV dar, rrbwohl sie bei Gesanrtbetrachtung den status quo zu deren Ungunsten

verändert.

1.

Nach der Rr:chtsprechung des EuGH verbietet Aft 92 AE,UV grundsätzlich eine

Ve ränderung der bestehenden Slettbeu erbssituation zu ischen in ländischen und

aut;ländischen Verkehrsunte rnehmern zuungurrsten der Letzteren. Dieses VerstäLndnis

des Art. 92 lr,EUV ist in derr europarechtlichen Literatur durchilus umstrittetr. Das sog.

Stillhaltegebot des Art.92 l\EUV gilt allerdings nur..bis zum E,rlass der in Artiliel 9l

At'rsatz I genannterr Vorschriften". also bis zu dem Zeitpunkt. zu der, der Rat urrd clas

'n't,,'gl. Kt)M (1012) l9!tendg.. S. 7.
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Parllrnent nach Art. 9l r\bs. I AIIUV fiir die einschlägige Materie Vorschriften

erlassielr l'raben.

)

Jedenfall:; beirn jetzigerr Stand der Entu'icklung des Unionsrechts auf dem Gebiet der

Slral[Jenverkehrspolitik ]kann Art. 92 ,A,EUV nicht mehr als Abstandssicherungsgebot

interpretir:rt 'werden. Die Norrn geu'ährleistet vielmehr lediglich die

Disl:rirninieruntssfreiheit nationaler Gebijhrerrregelungen fiir die Benutzung

ölTentlichLer Slraßen durch Kfz rnit einem zulässigen Gesarntgeuicht bis;zu 3,5 t. An.

9;l ,r\trLI\/ beinhaltet rnithin keine ..,slillhalte,verpflichtung" mehr. sondern ..nur''' noch

ein \/erb,ot der Diskriminierung weilen der Staatsatrgehörigkeit. u'ie es allgemein --

über den flereich der 'y'erkehrspolitili hinaus - speziell in den Grundfreiheiten und

sr"rbsidiär in An. l8 AETJV niederseli:st ist.

3.

Das stril.te Verrbot relativer Schlechterstelllung auslärrdischer Verkehrs;untentehmer

nacfr Art. 92 AE,UV kommt nur zurn'lragen,, u'enn und sou,eit es keine albu'eichenden

se'kunclän"echtlichen Vorgaben gibt.

Z'w,itr gibt es noch keinr: europaweit geltende Regelung von

Slraßenbenutzungsgebühren fiir Kfz t,i.s 3,5 Tonnen. Aber Art. 7k der fiurovignetten-

Riclmlinie 201ll76lEU bestirnrnt aLrsdrückliclr: ..Diese Richtlinie berührt nicht di,:

Frelheit der Mitgliedstaaten. die ein li1'stern von Maut und/oder Benutzungsgebühren

lilr \r'erkehrs\\'ese einfi,ihren. unbescltildet der Art 107 und 108 des Vertrages über die

Arbr:itsu,eise cler Europäischen Union einen angemessenen Ausgleich ftir diese

Gebriihren vorzusehen.'- Nach ihrem llruägungsgrund t hindert ..[d]iese Richtlinie [...]
die N',litgliedstaaten nich't daran. nationale Vorschrifterr für die Erhebung von Cehührerr

bei arrderen Straßenbenutzern. die nic:ht in den Geltunssbereich dieser Richtlinie fallen.

anzlt,'l en<Jetr".

Das heillt: Bis zu der Crenze der lierstellung von Wettbewerbsgleichheit in- un<J

auslrän,Cischer Unlerne'hmen können die EU-Mitgliedstaaten nurlmehr durch

LImg,:staltung ihres nationalen Rechts besteherrde S/ettbeu'erbsvorteile von

Verli,:hrsunternehnrern anderer IEU-Mitgliedstaaten bei Einfiihrung volr

SlrallJenbenutzungsgebühren auch fiir l(fz bis 3.5 t beseitigen.

Eine nunnrehr erfolgende rnit:gliedstaatliche EinführLrng voll

StralSenbenutzungsabgaben auch vorL HaltennNutzern ron Kfz mit einern zuliissigerr

Gesamtgeu'icht von bis zu 3.5 t im Siinne einer umfassenden Anu'enduns des Nutzer-
und \"erursacherprinzips ist sekurrdlinechtlich nicht rnehr länser ausgeschlossen.

so,ndern vielrnehr freisegeben u'or,Cen. r'erbunden mit der Ermäclrtisuns. die

lb**a.tiversität

to
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Gebührenerhr,:bung zu konrpensieren, vorausgesetzt, die Straßengebühren als auch

etr',,'aige Ktrmpensationsregelun,qen sind transparent. verhäl.tnismäßig urrd

d i skrirn i n ierurn gsfre i ausgestaltet. r,ras vorl iegend der Fal I i st.

4.

lrn Übrigen stehen sich auch Verkehrsuntenrehmer anderer ELI-Mitgliedstaaten

hirrsichtlich der vorgesehenen Infrastrukturabgabe nicht schleclhter. sorrdern besser als

inliindisclre. r,i'eil sie diese w'ie alle ausländischen Nutzer deuts,clrer Bundesfernstraßen

durch Inanspluchnahme nur von Bundesstraßen venneiden könlren. u'zLs, auch zumutLrar

erscheint: derrn grenzüberschreiterrde gewerbliche Personen- oder Wari:ntranspofle mit

Kf;z unter 3.5 t dürften nur irn grenznahen Bereich erfolgen.

Ertrtänzend r,(::ru'eise ich auf mein dem Bundesmirristerium fijr Verkehr und digitale
In{'rastruktur 3rstattetes Rechtsgutachten über die Vereinbarkeit der Einführung eirrer

Inf'rastrukturabgabe filr Kraftfahrz:euge nrit einem zulässigen (3esamlgeuicht r,'on bis

zu 3.5 fonnen auf dern deutschen Bundesfenrstraßennetz rnit dem Recht dLer

[iunopäischen Union vom I 7. r 0.20 r4. clas ulrter:

htt;r://u,u u'.brnv i.de/SharedDocs/DE/Anlage/VerkehrUndMobilitaet/Strasse/infrastrukt
urabgabe-guti,rchten.pdf?_b I ob:p ubl i cation F i le abrufbar i st.

/
,'{--.

Prof. Dr. Chnistian Hilleruber Bonn. den I 3.03.20 n 5
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